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mangels der erforderlichen Deckung nicht eingelöst 
werden. Eine derartige Ungewißheit über die Zahlungs­
fähigkeit eines Bieters kann im Zwangsversteigerungs­
verfahren im Interesse der übrigen Beteiligten nicht 
in Kauf genommen werden. Eher sollte der Sekretär — 
soweit das Gesetz hierzu die Möglichkeit läßt — von 
der Anordnung der Sicherheitsleistung absehen bzw. 
die Leistung einer Sicherheit als nicht erforderlich 
erklären.

Eine wirksame Sicherheitsleistung kann daher nur 
erfolgen:

durch Hinterlegung von Bargeld beim Versteige­
rungsgericht oder durch Vorlage einer entsprechen­
den Hinterlegungsquittung des Staatlichen Notariats 
(öffentliche Urkunde),
durch Hinterlegung von geeigneten Wertpapieren 
oder durch Vorlage einer Hinterlegungsquittung eines 

' Staatlichen Notariats darüber, daß Wertpapiere in 
ausreichendem Wert zum Zweck der Sicherheits­
leistung bei diesem hinterlegt sind, 
durch Übergabe eines auf ein Kreditinstitut der DDR 
bezogenen Schecks in Verbindung mit einer gleich­
zeitig zu überreichenden Bescheinigung des bezogenen 
Kreditinstituts darüber, daß für den Scheck bis zu 
einem bestimmten Höchstbetrag Deckung vorhanden 
und dieser Betrag zugunsten des Scheckempfängers 
bis zum Verfalltag gesperrt ist.
Eine weitere Möglichkeit der Sicherheitsleistung ist 

die Übergabe eines selbst von einem Kreditinstitut aus­
gestellten und auf ein anderes Kreditinstitut bezogenen 
Schecks (Bankschecks). In diesem Fall ist eine Bestäti­
gung über die Deckung des Schecks nicht als erforder­
lich anzusehen. Aus der Praxis ist mir jedoch bekannt, 
daß die Kreditinstitute derartige Schecks nicht mehr 
ausgeben.

Kann die vom Sekretär für erforderlich erachtete 
Sicherheit vom Bieter nicht in der vorgenannten Weise 
geleistet werden, muß der Sekretär das Gebot des Bie­
ters zurückweisen (§ 70 Abs. 2 Satz 2 ZVG). Da der 
Sekretär nach § 70 Abs. 1 ZVG in diesen Fällen sofort 
entscheiden muß, ist es nicht möglich, dem Bieter 
Gelegenheit zur Beschaffung des zur Sicherheitsleistung 
erforderlichen Bargelds oder der Bestätigung über die 
Deckung eines Schecks zu geben. Insofern stimme ich 
auch nicht mit den Ausführungen des Obersten Gerichts 
in den Gründen seines Urteils vom 5. April 1957 über­
ein. Jedoch bleibt es dem Bieter unbenommen, inner­
halb der Bietungsstunde bis zur Verkündung des 
Schlusses der Versteigerung (§ 73 ZVG, §§ 6, 7 der VO 
über die Behandlung von Geboten in der Zwangsver­
steigerung vom 30. Juni 1941 — RGBl. I S. 354 —) ein 
erneutes, in der Regel höheres Gebot bei ordnungs­
gemäßer Sicherheitsleistung — falls für das neue Gebot 
eine solche verlangt wird — abzugeben. Inwieweit eine 
Zuschlagserteilung auf dieses neue Gebot erfolgen 
kann, muß der Sekretär in jedem Fall besonders prü­
fen, insbesondere dann, wenn bereits das höchstzuläs­
sige Gebot wirksam und zeitlich früher von einem 
anderen Bieter abgegeben wurde. Auf diese Frage kann 
daher hier wegen der Verschiedenheit der Fälle nicht 
eingegangen werden.

Derjenige, der in einer Zwangsversteigerung ein 
Gebot abgeben will, muß — wenn er kontenführungs­
pflichtig ist — dafür Sorge tragen, daß er zu einer aus­
reichenden Sicherheitsleistung in der Lage ist. Tut er 
dies nicht, muß er die sich aus seinem Unterlassen 
ergebenden Nachteile (Zurückweisung des Gebots) auf 
sich nehmen.

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die am Grundstücks­
erwerb Interessierten meistens vorher beim Gericht 
(Geschäftsstelle oder Rechtsauskunftstelle) Auskunft ein­
holen. Bei der Auskunftserteilung ist daher auch darauf 
hinzuweisen, daß Sicherheitsleistung verlangt werden 
und wie diese geleistet werden kann.

Die Leistung des Bargebots einschließlich der darauf 
zu entrichtenden Zinsen an das Versteigerungsgericht 
kann durch den Ersteher oder den für zahlungspflichtig 
erklärten Dritten nur erfolgen: ,

durch Barzahlung im Verteilungstermin,
durch Vorlage einer Hinterlegungsquittung eines 
Staatlichen Notariats im Verteilungstermin darüber,

daß der erforderliche Betrag zugunsten des Ver­
steigerungsgerichts unter Verzicht auf Rücknahme 
vom Zahlungspflichtigen hinterlegt ist, 
durch im Verteilungstermin geführten Nachweis der 
Einzahlung des Betrags bei der Verwaltungsbuchhal­
tung des Versteigerungsgerichts.
Ist der Zahlungspflichtige (Ersteher oder Dritte) 

kontenführungspflichtig, so muß er, wenn der bar zu 
zahlende Teil des Meistgebots 50 DM übersteigt, die 
Möglichkeiten der bargeldlosen Zahlung wählen. Der 
Sekretär sollte daher im Versteigerungstermin den 
Ersteher bzw. den Zahlungspflichtigen Dritten auf diese 
Möglichkeiten — insbesondere auf die Möglichkeit der 
Hinterlegung — hinweiäen. Zugleich sollte er den 
Zahlungspflichtigen darauf aufmerksam machen, daß 
das Bargebot vom Tag der Hinterlegung an nicht mehr 
verzinst zu werden braucht.

Eine Zahlung des Bargebots im Verteilungstermin 
durch Hingabe eines Schecks — auch eines bestätigten 
Schecks — ist nicht zulässig. Die Zulassung einer der­
artigen Zahlungsweise ist auch im Hinblick auf das 
Gesetz zur Regelung des Zahlungsverkehrs nicht erfor­
derlich, da — wie bereits ausgeführt — die Möglichkeit 
der bargeldlosen Überweisung (z. B. auf das Hinter­
legungskonto des Staatlichen Notariats) besteht.

Aus der unbestrittenen Notwendigkeit der Abwick­
lung des Zahlungsverkehrs durch bargeldlose Zahlung 
ergibt sich — insbesondere im Hinblick auf das Zwangs­
versteigerungsverfahren — das Erfordernis der Über­
prüfung der vorhandenen Zahlungswege, die durch die 
Justizverwaltung zur bargeldlosen Zahlung eingerichtet 
wurden.

1. Die Hinterlegungskonten der Staatlichen Notariate 
eines Bezirks werden von der Justizverwaltungsstelle 
des betreffenden Bezirks geführt. Dadurch ist es nicht 
immer möglich, daß der Zahlungspflichtige (Ersteher 
oder Dritte) im Verteilungstermin, der im Hinblick 
auf die §§ 47, 105 Abs. 4 ZVG in der Regel zwei Wochen 
nach der Zuschlagsverkündung (dem Versteigerungs­
termin) stattfindet, die Hinterlegung durch eine 
ordnungsgemäße Hinterlegungsquittung* nachweisen 
kann, weü die Hinterlegungsquittung infolge der not­
wendigen Übersendung des Hinterlegungsantrags durch 
das Staatliche Notariat (Hinterlegungsstelle) an die 
Justizverwaltungsstelle (Hinterlegungskasse) und die 
Rücksendung des quittierten Hinterlegungsantrags an 
den Einzahler über das Staatliche Notariat noch nicht 
im Besitz des Zahlungspflichtigen ist. Eine Forderungs­
übertragung gern. § 118 ZVG läßt sich dann nicht ver­
meiden. Auch in anderen Fällen kann es für einen 
Bürger von größter Wichtigkeit sein, so schnell wie 
möglich die ordnungsgemäße Hinterlegungsquittung 
zu erhalten (z. B. zur Abwendung einer drohenden 
Zwangsvollstreckung, deren Abwendung durch Sicher­
heitsleistung nachgelassen ist, usw.). Es müßte daher 
erwogen werden, ob die Staatlichen Notariate im 
Interesse eines reibungslosen Geschäftsablaufs und im 
Interesse der beteiligten Bürger eigene Hinterlegungs­
konten führen können.

2. Nach der Bekanntmachung vom 24. Mai 1917 ist 
auch eine Zahlung des Bargebots an die Verwaltungs­
buchhaltung des Versteigerungsgerichts, die an die 
Stelle der früheren Gerichtskasse getreten ist, mög­
lich. Dieser Weg wird von den Erstehem — wenn auch 
ohne Kenntnis der gesetzlichen Grundlage — oft be­
schritten.

Dieser Zahlungsweg bereitet sodann erhebliche, mit 
vielen Nachteilen für die Beteiligten verbundene 
Schwierigkeiten haushaltstechnischer Art.

Der eingezahlte Betrag (Versteigerungserlös) wird 
dem Haushaltskonto (Einnahmekonto) des betreffen­
den Kreisgerichts gutgebracht. Nach der Erlösvertei­
lung im Verteilungstermin muß nunmehr der Sekretär 
die Verwaltungsbuchhaltung anweisen, die entspre­
chenden Teilbeträge an die einzelnen Berechtigten 
auszuzahlen. Was geschieht aber dann, wenn die Ein­
zahlung kurz vor Monatsende und in einer Höhe er­
folgt, die die vom betreffenden Gericht in einem

* Hinterlegungsquittung 1st der mit dem Einzahlungsver­
merk der Verwaltungsbuchhaltung der zuständigen Justizver­
waltungsstelle, der mit einem Dienstsiegel versehen sein muß, 
versehene Hinterlegungsantrag.
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